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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 21. Juli 1959 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
zur Vermeidung von Doppelbesteuerungen und über gegen- 
seitige Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen sowie der Gewerbesteuern und 

der Grundsteuern 

— Drucksache 2234 — 


A. Bericht des Abgeordneten Pietscher 


Der vorliegende Gesetzentwurf ist dem Finanz- 
ausschuß in der Plenarsitzung des Deutschen Bun- 
destages vom 7. Dezember I960 überwiesen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern 
der Finanzen und des Auswärtigen gemeinsam er- 
stellt worden, und der Bundesrat hat in seiner Sit- 
zung vom 11, November I960 gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Durch den Gesetzentwurf soll die Zustimmung zu 
dem am 21. Juli 1959 Unterzeichneten Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Französischen Republik zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung und über gegenseitige Amts- und 
Rechtshilfe auf dem Gebiet der Steuern vom Ein- 
kommen und vom Vermögen sowie der Gewerbe- 
steuern und der Grundsteuern herbeigeführt wer- 
den. 

Durch das Abkommen vom 21. Juli 1959 soll ver- 
mieden werden, daß die in einem der Vertragsstaa- 
ten ansässigen Personen doppelt zu Steuern der ge- 
nannten Art herangezogen werden. 

Es folgt eine Aufführung der in Frage kommen- 
den Steuern. 


Der Abschluß eines solchen neuen Abkommens 
war erforderlich geworden, weil die früheren Dop- 
pelbesteuerungsvereinbarungen nicht ratifiziert wor- 
den waren und auch nicht mehr den jetzigen wirt- 
schaftlichen Gegebenheiten und dem gegenwärtigen 
Stand des Rechts der internationalen Doppelbe- 
steuerungsverträge entsprechen. 

Inhaltlich entspricht das Abkommen im wesent- 
lichen den bereits in den Jahren 1958 und 1959 mit 
Luxemburg, Norwegen, Schweden und den Nieder- 
landen abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkom- 
men. 

Die Doppelbesteuerung wird dadurch vermieden, 
daß zunächst das Besteuerungsrecht des Quellen- 
staates eingeschränkt wird. 

In Einzelheiten ist weiter vorgesehen: 

1. Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen können 
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in 
dem das unbewegliche Vermögen belegen ist. 

2. Für die Besteuerung der Einkünfte aus gewerb- 
lichen Unternehmen gilt das Betriebstätten- 
prinzip. 

3. Einkünfte aus der Veräußerung von Beteiligun- 
gen an einer Kapitalgesellschaft können nur in 
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dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Veräußerer ansässig ist. 

4. Die steuerliche Behandlung von Dividenden ist 
ausführlich geregelt. Die Besteuerung erfolgt 
grundsätzlich von dem Staate, in dem der Emp- 
fänger der Dividende ansässig ist. 

Soweit allerdings der Quellenstaat die Steuer 
im Abzugswege erhebt, bleibt das Recht zur Vor- 
nahme dieses Steuerabzuges unberührt. Sonder- 
regelungen gelten für Dividenden aus persön- 
lichen Beteiligungen. Hier ist eine Regelung ge- 
troffen, die der Verhinderung einer Benachteili- 
gung deutscher Muttergesellschaften dient. 

5. Zinsen werden grundsätzlich nur in dem Ver- 
tragsstaat besteuert, in dem der Bezugsberech- 
tigte ansässig ist. Das gleiche gilt für Aufsichts- 
ratsvergütungen. 


6. Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit werden 
nur in dem Vertragsstaat besteuert, in dem die 
Arbeit ausgeübt wird. 

Das gleiche gilt für Einkünfte aus nichtselbstän- 
diger Arbeit. 

7. Befreiungsvorschriften sind für Unterhalts-, Stu- 
dien- oder Ausbildungsgelder getroffen, sowie 
für Einkünfte aus der Lehrtätigkeit von Gast- 
lehrkräften. 

8. Die Vorschriften für das Besteuerungsrecht für 
Vermögen entsprechen weitgehend den Regelun- 
gen, die für die Einkünfte aus den einzelnen 
Vermögensteilen getroffen worden sind. 

Der Finanzausschuß hat den Gesetzentwurf ein- 
gehend beraten und einstimmig beschlossen, dem 
Bundestag zu empfehlen, den Gesetzentwurf in der 
vorliegenden Form unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 3. Januar 1961 


Pietsdier 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2234 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 16. Dezember 1960 


Der Finanzausschuß 


Neuburger 

Vorsitzender 


Pietsdier 

Berichterstatter 
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Nachtrag 

zum Schriftlichen Bericht des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
21. Juli 1959 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik zur Vermeidung 
von Doppelbesteuerungen und über gegenseitige 
Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen sowie der Ge- 
werbesteuern und der Grundsteuern 

— Drucksachen 2234, 2370 — 


Im letzten Absatz meines Berichts — Drucksache 2370 — ist 
das Wort „einstimmig" durch die Worte „bei Stimmenthaltung 
der SPD" zu ersetzen. 


Bonn, den 11. Januar 1961 


Pietscher 

Berichterstatter 
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